
Zur Veröffentlichung in der Süddeutschen  

Prantl_Bausparer ohne Recht_Verträge muss man nicht mehr halten  [IG_O.MP_020] 

und dem darauf geschriebenen Leserbrief [IG_K-MP_003] 

wurde bzgl. der Änderungen des eingereichten Leserbriefes folgender Hinweis gegeben: 

Änderungen von Titel und letztem Satz des Leserbriefes durch die SZ verschieben den 

Aussageschwerpunkt von der Justiz auf die Rentner; sind also nicht redaktionell, sondern 

ZENSUR 

Dieser Hinweis ist wie folgt zu ergänzen: 

Es ist üblich, dass bei der Süddeutschen Zeitung eingereichte Leserbriefe der (durch die 

referenzierte Veröffentlichung) zuständigen Redaktion (dem Redakteur) zur Stellungnahme 

vorgelegt werden. 

Es ist also sehr naheliegend, dass für die am Leserbrief vorgenommene verfälschende 

Änderung = ZENSUR der damalige Autor und zuständige Chefredakteur Heribert Prantl 

persönlich verantwortlich ist. 

  



Verfassungsbeschwerde [IG_K-VG_2305] 

Erweiterungen zur …  [IG_K-VG_2302] 

 

 

  



 

  



 

Anhang: Email vom 03.03.2017 (s.o.) 

 

  



 

Anhang: Email vom 04.03.2017 (s.o.) 

 

 

 

 

 

 

Angang: Email vom 04.03.2017 (s.o.) 

  



Weiterleitung der Email an H. Prantl durch Frau Siegle 
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Die Sekretärin von Heribert Prantl hat am Telefon beim x-ten Nachfragen mitgeteilt, dass die 

Unterlagen von mir (Rüter) wohl in der Ostermappe lägen. Sie hat verraten, darin befänden sich 

immer Unterlagen, die er „nun endlich“ lesen müsse und er nehme sie deswegen in der Ostermappe 

mit in den Osterurlaub. 

Daraufhin habe ich eine separate Ostermappe erstellt (nach dem Motto: vielleicht hat er ja 

wenigstens Humor), sie nach München in das SZ-Hochhaus gebracht und der Sekretärin persönlich 

übergeben.  

Der Inhalt: [IG_K-VG_2305]; [IG_K-VG_2303]; [IG_K-VG_2304]; [IG_K-VG_2306]; [IG_K-VG_2308]; 

[IG_K-VG2310]; [IG_K-VG_2311] 

 

  



Vorderseite der Mappe: 
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201706-07 Süddeutsche Zeitung – Democracy Lab 

 

Die Welt ist in Wallung. Und viele Deutsche sind es auch. Terrorgefahr, Populisten, die Wahl 

Donald Trumps oder die vielen Flüchtlinge, die ins Land gekommen sind, treiben die 

Menschen um. Es wird viel geschimpft, geschmäht, gehetzt oder auch gelogen - nicht nur im 

Netz. Der Ton ist ruppiger geworden, die Diskussionen unversöhnlicher. Das schadet der 

Demokratie. 

"Die liberale Demokratie und das politische, normative Projekt des Westens, sie stehen unter 

Beschuss", konstatierte Alt-Bundespräsident Joachim Gauck bei seiner Abschiedsrede 

Anfang des Jahres. Er bezog sich auf jene, die Zweifel an unserer Staatsform säen, die die 

Rückkehr ins Nationale propagieren, die ausgrenzen und die politische Debatte mit 

aggressiven Parolen vergiften. Gauck plädierte für eine Kommunikation, die mehr Menschen 

einbezieht - und setzte damit zum Auftakt des Wahljahres den richtigen Ton. 

Wir müssen reden - so viel steht fest. Wie aber kommen wir alle wieder besser miteinander 

ins Gespräch? Das wollen wir im SZ Democracy Lab herausfinden, einem Diskurs-

Experiment zur Bundestagswahl. Dabei reisen wir quer durch die Republik und gehen auch 

online der Frage nach, was sich aus Ihrer Sicht in Deutschland ändern muss. Und wir wollen 



konstruktive Debatten über die von Ihnen gesetzten Themen organisieren - im Netz und bei 

Veranstaltungen an verschiedenen Orten der Republik. 

Die Möglichkeiten des Austausches sind heutzutage durch die sozialen Medien nahezu 

unbegrenzt, der Wortschwall schwappt aus allen Ecken. Mit einer Gesprächskultur, wie sie 

für die Demokratie essenziell ist, hat das jedoch oft wenig zu tun. 

Vor allem die Bereitschaft, andere Sichtweisen zu akzeptieren, fehle häufig, meint der 

Philosoph Daniel-Pascal Zorn. Die Debattenkultur verändere sich zum Schlechtern, das 

lasse sich überall beobachten, in den sozialen Medien, auf der Straße, an der Universität. 

Man gehe lieber davon aus, dass man selbst schon richtig liegt. Das führe zwar zu Debatten. 

Produktiv seien diese aber nicht. Und die "Das-wird-man-doch-wohl-noch-sagen-dürfen"-

Fraktion verschiebt die Grenzen des Sagbaren weiter. 

Doch wie gelingen Debatten in einer fragmentierten, polarisierten Welt, in der die Distanz 

zwischen Bürgern und Politikern, zwischen Bürgern und Medien und, ja, zwischen Bürgern 

und Bürgern zu wachsen scheint? Darauf wollen wir Antworten finden in unserem 

Democracy Lab. Das Projekt besteht aus zwei Etappen: 

1. Phase: Zuhören und Themen finden 

Am Anfang eines jeden guten Gesprächs steht nicht das Reden. Sondern die Bereitschaft, 

sich auf den anderen einzulassen und ihm zuzuhören. Unser Projekt beginnt deshalb auch 

mit dem Zuhören: Wir wollen wissen, was Ihnen wichtig ist, jetzt und hier. Und wie Sie, 

gerade mit Blick auf die Wahl, die zentrale Frage des Democracy Lab beantworten: Was 

muss sich in Deutschland ändern? Hier können Sie Ihr eigenes Plakat gestalten und uns so 

Ihre Meinung mitteilen: 

 

Wir sammeln die Plakate aller Teilnehmer - in der Galerie auf der folgenden Seite finden Sie 

in Kürze auch Ihr eigenes Kunstwerk wieder.  Und dort sehen Sie übrigens auch, was andere 

Teilnehmer geschrieben oder gemalt haben und können weitere Plakate gestalten:  



 

Sie haben gemalt - Ihre Ideen fürs Democracy Lab 

Was muss sich in Deutschland ändern? Im Democracy Lab sammeln wir Ihre Antworten auf 

diese Frage. Gestalten Sie Ihr eigenes Plakat zur Bundestagswahl - und lassen Sie sich von 

anderen inspirieren. mehr... 

Gleichzeitig wollen wir zwölf Tage durch die Republik reisen und mit Ihnen - und Nicht-SZ-

Lesern - das Gespräch suchen. Von Dienstag an starten wir eine Reise quer und längs durch 

Deutschland. Wir fahren - nach der Station in unserer Heimatstadt München - bewusst an 

den Millionenmetropolen vorbei und lassen Köln, Hamburg und Berlin außen vor. Und wir 

bleiben an den jeweiligen Haltepunkten nicht im Stadtzentrum, sondern fahren am zweiten 

Tag dort raus aufs Land: an den Rand, in die Peripherie, ins Umland. Weil Deutschland 

vielfältig ist und die Stadt anders tickt als das Hinterland.  

Unsere Reporterteams wollen in den jeweiligen Regionen herausfinden, welche politischen 

Themen dort kurz vor der Bundestagswahl besonders bewegen. Wie bei diesen 

Teilnehmern, die wir vorab befragt haben:  

 

Die Gespräche, Eindrücke und Erlebnisse arbeiten wir anschließend in Beiträgen auf. 

Schicken Sie unsere Reporter zu der Schule, wo Ihre Kinder seit Jahren nur in Containern 

unterrichtet werden. Nehmen Sie sie mit in die Flüchtlingsunterkunft, wo Sie ehrenamtlich 
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Deutschunterricht geben. Oder zeigen Sie uns die Nachbarschaft, in der Armut und 

Kriminalität immer beherrschender werden.  

An diesem Dienstag starten wir deswegen eine Reise quer und längs durch Deutschland. Mit 

unserem VW-Bus machen wir erst in München, am Mittwoch dann in Wolfratshausen Station 

und fahren anschließend weiter in den Norden. Am Donnerstag und Freitag sind die SZ-

Reporter in Gelsenkirchen, schlagen einen Haken über Worms und Mannheim am 

Wochenende, um dann am Montag und Dienstag der darauffolgenden Woche in Bremen 

Halt zu machen. Am Mittwoch und Donnerstag treffen Sie uns in Frankfurt an der Oder und 

am Freitag und Samstag in und bei Jena. Dann geht es für unser Team zurück nach 

München.  

 

Hier der Fahrplan im Überblick: 

Dienstag, 27. Juni: München, Tollwood-Festival, 15 Uhr 

Mittwoch, 28. Juni: Wolfratshausen, Markstraße, 10 Uhr 

Donnerstag, 29. Juni: Gelsenkirchen, Hochstraße, 10 Uhr 

Freitag, 30. Juni: Gelsenkirchen, Bahnhofstraße, 10 Uhr 



Samstag, 1. Juli: Worms, Obermarkt, 10 Uhr 

Sonntag, 2. Juli: Mannheim, Luisenpark, 10 Uhr 

Montag, 3. Juli: Bremen, Grasmarkt, 10 Uhr 

Dienstag, 4. Juli: Bremerhaven, Platz vor der "Großen Kirche", 10 Uhr 

Mittwoch, 5. Juli: Frankfurt/Oder, Oderturm, 10 Uhr 

Donnerstag, 6. Juli: Beeskow, Marktplatz, 10 Uhr 

Freitag, 7. Juli: Jena, Holzmarkt, 10 Uhr 

Samstag, 8. Juli: Ronneburg (Thüringen), 10 Uhr; Schmölln (Thüringen), 14 Uhr 

Wie Ihre Einreichungen auf dem Plakat-Tool sammeln wir auch auf unserer Tour Ihre 

Meinungen und Ideen und werten sie aus.  Besonders häufig genannte, relevante Themen 

stellen wir online zur Abstimmung. Jeder kann so mitbestimmen, worüber wir bei der zweiten 

Etappe diskutieren.  

2. Phase: Über Lösungen debattieren 

Auch hier verzahnen wir online und offline: Im August wollen wir Interessierte bei 

Diskussionen in mehreren Städten und im Netz mit anderen Menschen ins Gespräch 

bringen. Im Zentrum stehen die von den Lesern gesetzten Themen. Klassische 

Podiumsdiskussionen oder Talk-Runden, wie man sie zur Genüge kennt, halten wir dabei für 

wenig geeignet. Stattdessen wollen wir andere, auch ungewöhnliche Gesprächsformate 

ausprobieren, bei denen ein echter Diskurs entsteht. Zu den Themen, auf die wir uns 

fokussieren, erstellen wir ein Dossier mit den wichtigsten Informationen - als Grundlage für 

die Debatte. Dabei möchten wir Menschen aus verschiedenen Schichten und Altersgruppen, 

mit unterschiedlichem Hintergrund und unterschiedlicher Herkunft zusammenbringen. Unser 

Ziel ist es, nicht bei der Problembeschreibung aufzuhören, sondern konstruktiv nach 

Lösungen zu suchen und diese auch darzustellen.  

Im besten Fall lernen wir bei diesem Projekt nicht nur etwas über die politischen Inhalte, 

sondern auch über die Frage, wie wir wieder besser miteinander ins Gespräch kommen und 

debattieren können. Das Democracy Lab ist wie gesagt ein Experiment. Machen Sie mit! 

Und wenn Sie noch Fragen oder Anregungen zum Projekt haben - schreiben Sie uns: 

democracylab@sz.de 
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Lieber Tim Cook 

Der SZ-Chefredakteur schreibt einen offenen Brief an den Apple-Chef. 

Von Wolfgang Krach - 07. November 2017 

Lieber Tim Cook, 

Sie kennen mich nicht, aber ich Sie. Nicht persönlich, aber vom Fernsehen, von Livestreams 

Ihrer Auftritte, wenn Sie in Cupertino wieder mal ein neues iPhone vorstellen, und natürlich 

aus meiner eigenen Zeitung und von unserer Webseite. Ich bin Chefredakteur der 

Süddeutschen Zeitung, der führenden überregionalen Zeitung in Deutschland und des Blattes, 

bei dem vor einiger Zeit die Panama Papers und später die Paradise Papers gelandet sind, aus 

denen wir derzeit mit Kollegen der New York Times, des Guardian sowie des ICIJ und knapp 

100 anderen Medien in aller Welt Informationen auswerten und veröffentlichen. 

Ihr Unternehmen ist eines der bekanntesten und renommiertesten auf dem Globus, eines, das 

hervorragende Produkte herstellt. Das iPhone hat die Welt verändert – in einer 

Geschwindigkeit, wie es vor ihm kaum ein anderes technisches Gerät geschafft hat. Apple ist 

beliebt und bei vielen Menschen Kult. Ich selbst nutze seit zehn Jahren ein iPhone, das iPad 

https://projekte.sueddeutsche.de/paradisepapers/politik/lieber-tim-cook-e192382/


ist mein tägliches Arbeitsmittel, und zu Hause steht ein Macbook. Wenn sich bei uns in der 

Redaktion jeder den Computer und das Smartphone aussuchen könnte, mit dem er oder sie am 

liebsten arbeitet, dann, da bin ich sicher, würde sich die Mehrheit für ein Apple-Gerät 

entscheiden. 

Meine Kollegen und ich verfolgen seit Langem die Debatten, die es in den USA und 

insbesondere auch in Europa um die Besteuerung von Apple gibt. Sie persönlich haben dazu 

immer wieder Stellung bezogen, etwa bei Ihrem Auftritt im US-Senat 2013. Damals haben 

Sie gesagt, Apple sei nicht "abhängig von Steuertricks".  

Zum Artikel über AppleDoch in den Paradise Papers haben wir Informationen gefunden, die 

das Bild von Apple trüben, das Sie gerne zeichnen. Auf Fragen, die wir als Süddeutsche 

Zeitung – gemeinsam mit den oben genannten Kollegen – gestellt haben, haben wir von Apple 

keine oder allenfalls schmallippige Auskünfte erhalten. Warum?     

Apple beschäftigt Tausende exzellent ausgebildete Ingenieure, Techniker, Juristen, 

Betriebswirte und PR-Profis, die Schulen und Universitäten in aller Welt besucht haben. Viele 

dieser Schulen und Universitäten sind ganz oder teilweise mit Steuergeldern finanziert. Apple 

profitiert davon, dass Staaten eine Infrastruktur, nicht nur für Bildung, aufbauen und 

unterhalten. Sie, lieber Tim Cook, haben vor wenigen Wochen der New York Times gesagt, 

Apple habe eine "moralische Verantwortung", nicht nur zum Wohl der Vereinigten Staaten 

beizutragen, sondern auch zum Wohl "der anderen Länder, in denen wir Geschäfte machen". 

Natürlich wissen wir, dass Apple einer der größten Steuerzahler der Vereinigten Staaten ist. 

Aber außerhalb der USA?  

Aus öffentlich zugänglichen Informationen ergibt sich, dass Apple von 2010 bis 2017 im 

Durchschnitt zwei Drittel seiner Gewinne außerhalb der Vereinigten Staaten erwirtschaftet 

hat. 2016 waren es demnach 41,1 Milliarden US-Dollar, 2017 waren es 44,7 Milliarden. Die 

Steuern, die Apple ausweislich dieser Unterlagen außerhalb der USA auf diese Gewinne 

bezahlt hat, beliefen sich seit 2010 auf Sätze zwischen einem und sieben Prozent. Glauben 

Sie, lieber Tim Cook, dass das der von Ihnen angeführten "moralischen Verantwortung" 

entspricht? Diese – legale – "Steueroptimierung" ist nur dadurch möglich, dass spezialisierte 

Kanzleien, wie zum Beispiel Appleby, Firmenkonstrukte austüfteln, die andere Unternehmen 

nicht errichten können. Handwerker, Kleinunternehmer und Arbeitnehmer in den meisten 

Ländern außerhalb der USA, von denen viele sicherlich Apple-Produkte nutzen, haben keine 

Möglichkeit, sich auf diese Weise der normalen Besteuerung zu entziehen. 

In Deutschland hat Apple Schätzungen zufolge (die genauen Zahlen veröffentlichen Sie ja 

nicht) im vergangenen Jahr einen Milliardenumsatz erzielt – und 25 Millionen Euro Steuern 

auf den Gewinn abgeführt. Anders gesagt: Nur 0,2 Prozent der Steuern, die Apple weltweit 

bezahlt, landen hier. Das entspricht in keiner Weise dem Anteil, den Deutschland am globalen 

Apple-Umsatz und am Apple-Gewinn hat; das ist unseren Lesern schwer zu vermitteln. 

Was mich am meisten verstört, ist aber, wie Apple dazu kommt, eine Kanzlei damit zu 

beauftragen, sie solle von den Behörden oder der Regierung eines Landes eine Bestätigung 

dafür erwirken, dass man dort "keinerlei Besteuerung unterworfen" werde. Warum wollen Sie 

das? Warum erheben Sie den Anspruch, in einem Land keine Steuern zu bezahlen? Wollten 

Sie diese Null-Besteuerung zur Voraussetzung dafür machen, dass Sie sich dort niederlassen? 

Mit welchem Recht? 

https://projekte.sueddeutsche.de/paradisepapers/wirtschaft/apple-sucht-ein-land-ohne-regeln-e505734/


Und welches demokratische Verständnis steckt hinter der Frage, die Sie über diese Kanzlei 

haben stellen lassen: Ob es eine "glaubwürdige Oppositionspartei" in diesem Land gebe oder 

"eine Bewegung, die die jetzige Regierung ersetzen könnte"? Wollten Sie sicher sein, dass 

Ihnen diese Steuerbefreiung nach Wahlen oder einem Regierungswechsel erhalten bleibt? 

Lieber Tim Cook, eine Menge Fragen, auf die wir und unsere Leser bislang keine Antworten 

erhalten haben.  

Apple macht für sich geltend, ein transparentes Unternehmen zu sein. Wenn dem so ist, gibt 

es doch keinen Grund, weiterhin zu schweigen, oder?  

Mit freundlichen Grüßen 

Wolfgang Krach 

Chefredakteur Süddeutsche Zeitung 
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Artikel in der Süddeutschen Zeitung 

 

 



 

 

  



Rüter:  nicht veröffentlichter Leserbrief 

Zum Artikel in der Süddeutschen Zeitung vom 18.07.2018 

Heribert Prantl „Flächenfrass – Dreck im Schachterl“ 

 

 „Ganz anders das Bundesverfassungsgericht: Es hat das Grundgesetz zu dem gemacht, 

was es ist – ein Werk mit Rechten und Garantien, auf die sich die Bürger gern berufen. Das 

Bundesverfassungsgericht hat die Grundrechte entfaltet; sie wären blass geblieben, wenn 

die Richter in Karlsruhe sie nicht ausgemalt hätten. […] Das Grundgesetz hat eine gute 

Adresse. Karlsruhe!“.  

Die Folgen des „Gesetzes zur Modernisierung des Gesundheitswesens (GMG; gültig ab 

01.01.2004) lehren: und wie sie seit 07.04.2008 (1 BvR 1924/07) gemalt und entfaltet haben, 

mit Rechtsbeugung und Verfassungsbruch in Serie bis heute. Die mafiösen Strukturen 

haben ihre gute Adresse: Karlsruhe! Zu den Ansichten des Autors: „Dreck im Schachterl“. 

Dr. Arnd Rüter 

 

 

 

 

 

  



Mühlbauer:  nicht veröffentlichter Leserbrief 
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Home >Politik > Verfassungsschutz - Ein Geschenk 

21. Dezember 2018, 18:56 Uhr  

Verfassungsschutz Ein Geschenk  

Schluss mit der Verharmlosung des Rechtspopulismus.  

Von Heribert Prantl  

Marker, Kommentare und Ergänzungen Dr. Rüter 

Kein anderes Gesetz genießt so viel Vertrauen wie das Grundgesetz. Das Grundgesetz und 

seine Grundrechte sind der Grund dafür, warum Bürger, trotz vielerlei Kritik, dem Staat 

vertrauen. Zu diesem Vertrauen hat das Bundesverfassungsgericht viel beigetragen, weil es 

die Grundrechte gehegt und gestärkt hat. Wenn die Behörde namens Verfassungsschutz 

vergleichsweise wenig Vertrauen genießt - an der Verfassung kann es nicht liegen. 

Es ist ein Geschenk zum bevorstehenden 70. Jubiläum des Grundgesetzes, dass Thomas 

Haldenwang, der neue Chef des Bundesamts für Verfassungsschutz und Nachfolger des 

umstrittenen Hans-Georg Maaßen, ankündigt, gegen den Rechtsextremismus viel stärker als 

bisher vorgehen zu wollen. Haldenwang hat im SZ-Interview einen - gerade angesichts 

brauner Umtriebe in den Polizeien von Sachsen und Hessen - schlichten und richtigen Satz 

gesagt: "Wenn Menschen, die das Gesetz schützen sollen, sich extremistisch äußern, ist das 

besonders schlimm." Der Satz sollte zum Motto und zur Handlungsanleitung werden. 

Staatsdiener, die nicht der Demokratie, dem Rechtsstaat und den Grundrechten dienen, 

sondern dem Radikalismus und dem Extremismus, sind eine Schande. 

Das Wort "Rechtspopulismus" ist eine niedliche Bezeichnung für eine verfassungsfeindliche 

Politik. Es ist gut, wenn der Verfassungsschutz diese Verniedlichung nicht mehr mitmacht. 

Die Beobachtung der AfD wäre ein erster Schritt. 

Kein anderes Gesetz genießt so viel Vertrauen wie das Grundgesetz. Das Grundgesetz und seine 
Grundrechte sind der Grund dafür, warum Bürger, trotz vielerlei Kritik, dem Staat vertrauen. Zu diesem 
Vertrauen hat das Bundesverfassungsgericht viel beigetragen, weil es die Grundrechte gehegt und 
gestärkt hat. Wenn die Behörde namens Verfassungsschutz vergleichsweise wenig Vertrauen genießt 
- an der Verfassung kann es nicht liegen. 

Ein Journalist mit Berufsethos würde doch jetzt wissen wollen; an WEM und an WAS liegt es 
denn dann? 

Es ist ein Geschenk zum bevorstehenden 70. Jubiläum des Grundgesetzes, dass Thomas 
Haldenwang, der neue Chef des Bundesamts für Verfassungsschutz und Nachfolger des umstrittenen 
Hans-Georg Maaßen, ankündigt, gegen den Rechtsextremismus viel stärker als bisher vorgehen zu 
wollen. Haldenwang hat im SZ-Interview einen - gerade angesichts brauner Umtriebe in den Polizeien 
von Sachsen und Hessen - schlichten und richtigen Satz gesagt: "Wenn Menschen, die das Gesetz 
schützen sollen, sich extremistisch äußern, ist das besonders schlimm." Der Satz sollte zum Motto 
und zur Handlungsanleitung werden. Staatsdiener, die nicht der Demokratie, dem Rechtsstaat und 
den Grundrechten dienen, sondern dem Radikalismus und dem Extremismus, sind eine Schande. 

Wenn Herr Prantl nicht unter einer partiellen juristischen Blindheit leiden würde, würden die letzten 3 
Sätze im 2. Absatz ergänzt lauten: 
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„Wenn Menschen, die das Gesetz schützen sollen, sich extremistisch äußern oder fortlaufend 
Rechtsbeugung und Verfassungsbruch begehen, ist das besonders schlimm.“ Der Satz sollte zum 
Motto und zur Handlungsanweisung werden. „Staatsdiener, die nicht der Demokratie, dem 
Rechtsstaat und den Grundrechten dienen, sondern dem Radikalismus und dem Extremismus, sind 
eine Schande, wenn sie aber Handlanger in einem staatlich organisierten Betrug an 6 Mio 
Rentnern sind, sind es Verbrecher.“ 

Das Wort "Rechtspopulismus" ist eine niedliche Bezeichnung für eine verfassungsfeindliche Politik. Es 
ist gut, wenn der Verfassungsschutz diese Verniedlichung nicht mehr mitmacht. Die Beobachtung der 
AfD wäre ein erster Schritt. 

 

 

Und noch ein nicht veröffentlichter und deswegen gar nicht erst abgesandter 

Leserbrief 

 

Sehr geehrte Damen und Herren, 

anbei mein Leserbrief zu 22.12.2018 SZ S. 4   H. Prantl „Verfassungsschutz - Ein 

Geschenk“ 

 

Schluss mit der einseitigen Weltbetrachtung 

Wenn Herr Prantl richtigerweise schreibt: „Wenn die Behörde namens Verfassungsschutz 
vergleichsweise wenig Vertrauen genießt - an der Verfassung kann es nicht liegen“, dann 
müsste doch ein Journalist mit Berufsethos sofort wissen wollen: an WEM und an WAS liegt 
es denn dann? 

Wenn Herr Prantl sich der Mühe unterziehen würde nach den Ursachen für das rapide 
gesunkene Vertrauen in die Verfassungsorgane zu forschen , würden die letzten 3 Sätze im 
2. Absatz ergänzt (Ergänzungen kursiv) lauten: 

„Wenn Menschen, die das Gesetz schützen sollen, sich extremistisch äußern oder 
fortlaufend Rechtsbeugung und Verfassungsbruch begehen, ist das besonders schlimm.“ 
Der Satz sollte zum Motto und zur Handlungsanweisung werden. „Staatsdiener, die nicht der 
Demokratie, dem Rechtsstaat und den Grundrechten dienen, sondern dem Radikalismus 
und dem Extremismus, sind eine Schande, wenn sie aber Handlanger in einem staatlich 
organisierten Betrug an 6 Mio Rentnern sind, sind es Verbrecher.“ 

 

Dr. Arnd Rüter 
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